
unverz�glich die den fi Arbeitsschutz, den betrieblichen Um-
weltschutz und die fi Unfallverh�tung betreffenden Auflagen
und Anordnungen mitteilen. An Besprechungen des Arbeit-
gebers mit den Sicherheitsbeauftragten nehmen vom Betriebs-
rat beauftragte Betriebsratsmitglieder teil.

�ber die Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten ist
der Betriebsrat unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen
rechtzeitig zu unterrichten (§ 90 BetrVG). Gleiches gilt f�r die
Planung von technischen Anlagen, von Arbeitsverfahren und
Arbeitsabl�ufen und der Arbeitspl�tze. Die vorgesehenen Maß-
nahmen und ihre Auswirkungen auf die Arbeitnehmer sind mit
dem Betriebsrat so rechtzeitig zu beraten, dass seine Vorschl�-
ge und Bedenken bei der Planung ber�cksichtigt werden kçn-
nen. So hat die Rechtsprechung es als grobe Pflichtverletzung
gewertet, wenn der Arbeitgeber den Betriebsrat immer wieder
so sp�t �ber betriebliche Bauplanungen und Umz�ge infor-
miert, dass dieser die Pl�ne aus faktischen Zw�ngen heraus
nur noch zur Kenntnis nehmen kann, ohne dass noch eine
realistische Chance f�r �nderungen besteht.

Beispiele:

Umzug des Betriebs zum 1.7. – Information des Betriebsrats am
12.6., als die neuen R�ume schon angemietet sind; Umzug von Mit-
arbeitern innerhalb der Betriebsr�ume zum 1.9. – Information des
Betriebsrats zwei Tage vorher.

Andererseits besteht bei einem Verstoß des Arbeitgebers gegen
die Unterrichtungs- und Beratungsrechte nach § 90 BetrVG kein
allgemeiner Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch bez�g-
lich der durchgef�hrten Maßnahme. Der Betriebsrat kann also
beispielsweise nicht die R�ckg�ngigmachung einer Baumaß-
nahme verlangen, �ber die mit ihm zuvor nicht ordnungsgem�ß
beraten worden ist. Davon ausgenommen sind grobe Verstçße
nach § 23 Abs. 3 BetrVG.

Werden die Arbeitnehmer durch Ver�nderungen, die den gesi-
cherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen �ber die men-
schengerechte Gestaltung der Arbeit offensichtlich widerspre-
chen, in besonderer Weise belastet, kann der Betriebsrat
angemessene Gegenmaßnahmen verlangen (§ 91 BetrVG).
Kommt eine Einigung nicht zustande, kçnnen beide Seiten die
fi Einigungsstelle anrufen, die eine verbindliche Entscheidung
trifft.

V. Beteiligung in personellen Angelegenheiten
Bei den personellen Angelegenheiten ist zwischen den all-
gemeinen personellen Angelegenheiten, der Berufsbildung und
den personellen Einzelmaßnahmen zu unterscheiden. Die Be-
teiligungsrechte des fi Betriebsrats sind hier sehr unterschied-
lich ausgestaltet. Sie reichen vom einfachen Unterrichtungs-
recht bis zur erzwingbaren Mitbestimmung.

1. Beteiligung in allgemeinen personellen
Angelegenheiten

Zu den allgemeinen personellen Angelegenheiten, die die Betei-
ligung des Betriebsrats verlangen, z�hlt das BetrVG die Per-
sonalplanung, die Besch�ftigungssicherung, die Ausschreibung
von Arbeitspl�tzen, die Erstellung von Personalfragebçgen, die
Aufstellung allgemeiner Beurteilungsgrunds�tze sowie die Auf-
stellung von Richtlinien f�r Einstellungen, Versetzungen, Um-
gruppierungen und K�ndigungen (Auswahlrichtlinien). Daneben
finden sich außerhalb des BetrVG geregelte Informationsanspr�-
che des Betriebsrats im KSchG (§ 17 Massenentlassungen) und
im TzBfG (§ 7 Abs. 3).

1.1 Personalplanung
Im Bereich der Personalplanung (§ 92 BetrVG) muss der Arbeit-
geber den Betriebsrat anhand von Unterlagen (Stellenbeset-

zungspl�nen, Personalbedarfsmeldungen, Statistiken �ber Fluk-
tuation und Krankenstand usw.) rechtzeitig und umfassend
unterrichten. Dabei kann es sich auch um vom Arbeitgeber er-
stellte Daten handeln, mit denen er noch andere Zwecke ver-
folgt. Der Unterrichtungsanspruch �ber die Personalplanung
des Arbeitgebers erstreckt sich aber nicht auf solche Daten, die
von ihm f�r die Personalplanung nicht genutzt werden (BAG
v. 8.11.2016, Az. 1 ABR 64/14). Eine �ber die Unterrichtung
hinausgehende Beteiligungspflicht besteht nicht. Der Betriebsrat
kann jedoch auch von sich aus an den Arbeitgeber herantreten
und ihm Vorschl�ge f�r die Einf�hrung einer Personalplanung
machen. Verlangt er in diesem Zusammenhang vom Arbeit-
geber Unterlagen, um Vorschl�ge etwa zur Ver�nderung einer
bestehenden Personalplanung erarbeiten zu kçnnen, hat er dar-
zulegen, weshalb die begehrten Informationen zur Wahrneh-
mung dieses Vorschlagsrechts nach § 92 Abs. 2 BetrVG erfor-
derlich sind (BAG, a.a.O.) Der Arbeitgeber muss sich mit den
Vorschl�gen auseinandersetzen und darf sie nicht einfach �ber-
gehen. Er ist jedoch nicht verpflichtet, den Vorschl�gen des
Betriebsrats zu folgen.

1.2 Besch�ftigungssicherung
Ein Vorschlagsrecht hat der Betriebsrat bei Fragen der Siche-
rung und Fçrderung der Besch�ftigung (§ 92a BetrVG). So
kann er etwa Vorschl�ge hinsichtlich einer flexiblen Gestaltung
der Arbeitszeit oder auch hinsichtlich der Fçrderung von Teil-
zeitarbeit und Altersteilzeit machen. Des Weiteren kçnnen sich
die Vorschl�ge insbesondere auch auf neue Formen der Ar-
beitsorganisation, auf �nderungen der Arbeitsverfahren und Ar-
beitsabl�ufe, auf die Qualifizierung der Arbeitnehmer, auf Alter-
nativen zur Ausgliederung von Arbeit oder ihre Vergabe an
andere Unternehmen sowie auf das Produktions- und Investi-
tionsprogramm beziehen. Der Arbeitgeber muss die Vorschl�ge
mit dem Betriebsrat beraten. Er kann ebenso wie der Betriebs-
rat einen Vertreter des Arbeitsamts oder des Landesarbeits-
amts zu den Beratungen hinzuziehen. H�lt er den Vorschlag
des Betriebsrats f�r ungeeignet, hat er dies gegen�ber dem
Betriebsrat zu begr�nden. In Betrieben mit mehr als 100 Ar-
beitnehmern muss die Begr�ndung schriftlich erfolgen.

ACHTUNG !
Bei einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen die Begr�n-
dungspflicht hat der Betriebsrat einen Unterlassungsanspruch nach
§ 23 Abs. 3 BetrVG, den er gerichtlich durchsetzen kann.

1.3 Stellenausschreibung
Der Betriebsrat kann vom Arbeitgeber verlangen, dass im Be-
trieb neu zu besetzende Stellen innerbetrieblich ausgeschrie-
ben werden (§ 93 BetrVG). Dies gilt auch dann, wenn der
Arbeitgeber Arbeitspl�tze dauerhaft mit Leiharbeitnehmern be-
setzen will (BAG v. 1.2.2011, Az. 1 ABR 79/09). Macht der
Betriebsrat von diesem Recht Gebrauch, ist der Arbeitgeber
daran gebunden. Selbst dann, wenn mit internen Bewerbungen
hçchstwahrscheinlich nicht zu rechnen ist, darf er das Verlan-
gen des Betriebsrats nicht missachten. Etwas anderes kann
allenfalls dann gelten, wenn mit Sicherheit feststeht, dass kein
Mitarbeiter �ber die erforderliche Qualifikation verf�gt oder In-
teresse an der Stelle hat und dies dem Betriebsrat bekannt ist
(LAG Berlin-Brandenburg v. 9.5.2013, Az. 21 TaBV 843/13).

Der Betriebsrat darf die Forderung nach einer Ausschreibung
nur generell und nicht f�r einen Einzelfall stellen.

ACHTUNG !
Nimmt der Arbeitgeber die Ausschreibung nicht vor, kann der Be-
triebsrat der konkreten personellen Einzelmaßnahme seine Zustim-
mung verweigern. Der Arbeitgeber muss dann das gesamte Einstel-
lungs- oder Versetzungsverfahren samt vorheriger Ausschreibung
und entsprechender Beteiligung des Betriebsrats erneut durchf�h-
ren...

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

..
..

.

Betriebliche Mitbestimmung

122 LEXIKON ARBEITSRECHT 2019 ::rehm



Inhalt und Form der innerbetrieblichen Ausschreibung legt allein
der Arbeitgeber fest. Darauf hat der Betriebsrat keinen Einfluss.
Soweit in der Ausschreibung aber ein bestimmter Zeitpunkt f�r
die Stellenbesetzung genannt ist, darf die tats�chliche Stellen-
besetzung von diesem Zeitpunkt nicht so weit entfernt sein,
dass die Arbeitnehmer annehmen m�ssen, eine Entscheidung
�ber die Stellenbesetzung stehe nicht mehr bevor. Ein zeitlicher
Abstand von einem halben Jahr ist dabei regelm�ßig unsch�d-
lich; unter besonderen Umst�nden kann der Zeitraum aber
auch k�rzer oder l�nger sein (BAG v. 30.4.2014, Az. 7 ABR
51/12).

Bei Arbeitspl�tzen, die der Arbeitgeber mit Leiharbeitnehmern
besetzen will, ist er nicht verpflichtet, die Mçglichkeit aufzuzei-
gen, dass Bewerbungen direkt an ihn gerichtet werden kçnnen,
um mit ihm einen Arbeitsvertrag zu schließen. Vielmehr reicht es
aus, wenn er als Adressat f�r Bewerbungen das Leiharbeits-
unternehmen benennt (BAG v. 7.6.2016, Az. 1 ABR 33/14).
Auch auf die Befristung einer Stelle muss eine innerbetriebliche
Stellenausschreibung nicht hinweisen. Nach Auffassung des
LAG Schleswig-Holstein (6.3.2012, Az. 2 TaBV 37/11) fordert
der Zweck der Ausschreibung, einen betriebsinternen Arbeits-
markt zu erçffnen, die Angabe „un-/befristet“ nicht.

ACHTUNG !
Verstçßt eine Stellenausschreibung allerdings gegen §§ 11, 7, 1
AGG, weil sie etwa eine mittelbare Ungleichbehandlung wegen des
Lebensalters der gesuchten Bewerber(innen) enth�lt, so kann der
Betriebsrat eine Unterlassung beim Arbeitsgericht beantragen. Das
BAG bejaht jedenfalls dann einen groben Verstoß i. S. von § 23
Abs. 3 BetrVG, wenn der Arbeitgeber seine Ausschreibungspraxis
trotz der vom Betriebsrat erhobenen Einwendungen fortsetzt (BAG
v. 18.8.2009, Az. 1 ABR 47/08).

Zur Vermeidung von Streitf�llen empfiehlt es sich grunds�tzlich,
eine Betriebsvereinbarung �ber die innerbetriebliche Stellen-
ausschreibung abzuschließen.

1.4 Personalfragebogen und
Beurteilungsgrunds�tze

Die Einf�hrung von Personalfragebçgen liegt allein in der Hand
des Arbeitgebers. Entscheidet er sich jedoch f�r ihre Einf�h-
rung, ist hinsichtlich des Inhalts die Zustimmung des Betriebs-
rats erforderlich. Kommt eine Einigung �ber den Inhalt nicht
zustande, kçnnen beide Seiten die fi Einigungsstelle anrufen,
die eine verbindliche Entscheidung trifft (§ 94 BetrVG).

Gleiches gilt f�r Beurteilungsgrunds�tze, mit denen die Leistun-
gen und das Verhalten der Arbeitnehmer bewertet werden sol-
len. Dabei umfasst das Mitbestimmungsrecht nicht nur die
Festlegung der materiellen Beurteilungsmerkmale, sondern
auch die Ausgestaltung des Beurteilungsverfahrens. Vollzieht
sich dieses auf der Grundlage von Mitarbeitergespr�chen, wer-
den auch diese vom Mitbestimmungsrecht erfasst – und dies
auch dann, wenn die Teilnahme am Gespr�ch freiwillig ist (BAG
v. 17.3.2015, Az. 1 ABR 48/13). Die Einigungsstelle kann zu-
dem etwa festlegen, dass eine Personalbeurteilung auf der
Grundlage einer vom Arbeitgeber anzufertigenden Aufgaben-
beschreibung erfolgen muss (BAG v. 14.1.2014, Az. 1 ABR
49/12).

Mitarbeiterbefragungen, die auf anonymer und freiwilliger Basis
mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens erfolgen, stellen
dagegen weder Personalfragebçgen noch allgemeine Beurtei-
lungsgrunds�tze nach § 94 BetrVG dar, so dass sich hieraus
kein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats ableiten l�sst (LAG
Hessen v. 11.2.1999, Az. TaBV 29/98; BAG v. 21.11.2017,
Az. 1 ABR 47/16). Wird zur Verarbeitung der Daten ein IT-Sys-
tem eingesetzt, folgt ein solches auch nicht aus § 87 Abs. 1
Nr. 6 BetrVG, weil es an der �berwachung des Verhaltens
oder der Leistung des einzelnen Arbeitnehmers fehlt (BAG
v. 18.4.2000, Az. 1 ABR 22/99).

Der Betriebsrat hat hinsichtlich allgemeiner Beurteilungsgrund-
s�tze kein Initiativrecht, er kann also nicht an den Arbeitgeber
herantreten und von ihm die Aufstellung von allgemeinen Beur-
teilungsgrunds�tzen verlangen (BAG v. 17.3.2015, Az. 1 ABR
48/13).

1.5 Auswahlrichtlinien
Richtlinien f�r Einstellungen, Versetzungen, Umgruppierungen
und K�ndigungen kann der Arbeitgeber nur mit Zustimmung
des Betriebsrats aufstellen (§ 95 BetrVG). So handelt es sich
etwa bei der Anordnung einer generellen �berpr�fung von Stel-
lenbewerbern auf Alkohol- und Drogenmissbrauch um eine
Richtlinie �ber die personelle Auswahl bei Einstellungen, wenn
Bewerber mit positivem Testergebnis und Bewerber, die sich
dem Test nicht unterziehen, nicht eingestellt werden (LAG Ba-
den-W�rttemberg v. 13.12.2002, Az. 16 TaBV 4/02).

W�hrend es dem Arbeitgeber in Betrieben bis 500 Mitarbeitern
freigestellt ist, ob er �berhaupt entsprechende Richtlinien ein-
f�hren will, kann der Betriebsrat in Betrieben mit mehr als 500
Mitarbeitern ihre Aufstellung verlangen. Kommt eine Einigung
�ber ihren Inhalt oder in Betrieben mit mehr als 500 Mitarbeitern
auch �ber ihre grunds�tzliche Einf�hrung nicht zustande, ent-
scheidet die fi Einigungsstelle, wenn sie von einer Seite ange-
rufen wird.

1.6 Massenentlassungen
Beabsichtigt der Arbeitgeber nach § 17 Abs. 1 KSchG anzeige-
pflichtige Entlassungen vorzunehmen, hat er dem Betriebsrat
nach § 17 Abs. 2 S. 1 KSchG rechtzeitig die zweckdienlichen
Ausk�nfte zu erteilen. Insbesondere hat er ihn schriftlich �ber
E die Gr�nde f�r die geplanten Entlassungen,
E die Zahl und die Berufsgruppen der zu entlassenden Arbeit-

nehmer,
E die Zahl und die Berufsgruppen der in der Regel besch�f-

tigten Arbeitnehmer,
E den Zeitraum, in dem die Entlassungen vorgenommen wer-

den sollen,
E die vorgesehenen Kriterien f�r die Auswahl der zu entlas-

senden Arbeitnehmer und
E die f�r die Berechnung etwaiger Abfindungen vorgesehe-

nen Kriterien

zu unterrichten. Im Anschluss muss der Arbeitgeber mit dem
Betriebsrat die Mçglichkeiten beraten, Entlassungen zu vermei-
den oder einzuschr�nken und ihre Folgen zu mildern.

ACHTUNG !
Die rechtzeitige und fehlerfreie Beteiligung des Betriebsrats ist Vo-
raussetzung f�r eine wirksame Massenentlassungsanzeige, die ge-
gen�ber der Agentur f�r Arbeit erstattet werden muss. Fehlt es an
einer wirksamen Anzeige der Massenentlassung, sind alle aus-
gesprochenen Einzelk�ndigungen gegen�ber den Arbeitnehmern al-
lein aus diesem Grund unwirksam.

1.7 Informationen zur Teilzeitarbeit
Nach § 7 Abs. 3 S. 1 TzBfG ist der Arbeitgeber verpflichtet, den
Betriebsrat �ber Teilzeitarbeit im Betrieb zu informieren und ihm
auf Verlangen die erforderlichen Unterlagen zur Verf�gung zu
stellen. Es handelt sich dabei um eine wiederkehrende Pflicht.
Innerhalb von welchem Zeitraum eine erneute Information statt-
zufinden hat, ist ungekl�rt, mçglicherweise jedoch bereits bei
jeder Ver�nderung des Bestands.

2. Berufsbildung
Der Arbeitgeber hat auf Verlangen des Betriebsrats den Berufs-
bildungsbedarf zu ermitteln und mit ihm Fragen der Berufsbil-
dung (Ausbildung, Fortbildung und Umschulung) der Arbeitneh-..
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